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Die Dauer der VesWng.
' _ , mz Berlin , 5 . August.

Der „Tag veröffentlicht den Text einer am 16. Juni
zwischen Wilson. Clemenceau und Lloyd George getroffenen
Abmachung, die wörtlich wie folgt lautet:

„Die alliierten und affozierten Mächte haben noch nicht
darauf bestanden, zu erklären, daß die Besatzungsperiode
bis zur vollständigen Erfüllung der Wiedergutmachungs¬
klauseln dauere, weil sie glaubten, daß Deutschland ver¬
pflichtet werden müßte, alle Beweise seines guten Willens
und alle nötigen Garantien vor der Beendigung der Periode
von fünfzehn Jahren zu geben. Da die durch die Be-
satzung notwendigen Ausgaben eine entsprechende Ver¬
minderung der für die Wiedergutmachung zur Verfügung
stehenden Summe nach sich ziehen müßte, haben die alliierten
und assoziierten Regierungen durch den Artikel 431 des
Friedensvertrages festgesetzt, daß. wenn bis zur Beendigung
der fünfzehn Jahre Deutschland den Verpflichtungen nach,
gekommen ist, die ihm im Friedensverlrag auferlegten Be-
satzungstruppen sofort zurückgezogen werden würden. Wenn
Deutschland zu einem früheren Termin den Beweis seines
guten Willens und die erforderliche Garantie gegeben hat,
um die Ausführung dieser Verpflichtungen sicherzustellen,
werden die daran interessierten alliierten und assoziierten
Machte, bereit sein, unter sich ein Abkommen zu treffen, um
der Besatzungsperiode früher ein Ende zu machen. Für
jetzt und in Zukunft sind die Märyle bereit, zuzugestehen,
um die Lasten zur Wiedergutmachungzu vermindern, daß.
sobald sie davon überzeugt werden, die Summe von 240
Millionen Goldmark nicht übersteigen wird. Dieses Ab¬
komme» kann modisiziert werden, sobald die alliierten und
assoziierten Regierungen der Ansicht sind, daß eine derartige
Abänderung notwendig ist.
Verkehrserleichterungen erst nach einigen

Wochen.
mr. Das fZioilkommiffariai Frankfurta. M. teilt

mit: Aus Grund der Veröffentlichung der Entenleanlwort
aus das deutsche Ultimatum vom 11. Inli über Derkehrs-
erleichlerungen mit dem besetzten Gebiet kommen täglich
zahllose Anfragen an das Ztoilkommiffariat. deren Ur-
Heber der irrigen Meinung sind, daß die in dieser Der.
vffenlltchung erwähnten Verkehrserleichterungen schon in
«rast getreten seien. Demgegenüber sei nochmals aus»
drückltch erklärt, daß die Verkehrserl eichlerungen erst nach
Eintritt des endgilttgen Frtedenszustandesd. h. frühestens
nach Ablauf mehrerer Wochen Geltung haben und dann
sofort der Oeffentltchkett mitgeteilt werden. Bis dahin
haben die jetzigen Bestimmungen noch volle Gültigkeit.

Kämpfe im fernen Osten.
mz. Amsterdam.  4 . Aug.

Preßbüro Radio. Die „New-Iork Gum" meldet, es
würden zwar alle Kabelmeldungen aus Peking angehalten,
aber auS den diplomatischen Berichten aus dem fernen
Osten gehe hervor, daß es auf der Schantung-Halbinsel
bereits zu Kämpfen zwischen chinesischen und japanischen
Truppen gekommen sei. General Vu. der Befehlshaber der
chinesischen Regierungstruppen auf der Schantung-Halbinsel,
habe die Regierung ersucht, ihm zu gestatten, dem Einmarsch
ber Japaner Widerstand zußleisten. Die feindliche Stimmung
gegen Japan sei im Zunehmen.

Der gescheiterte Generalstreik.
mz- Bern,  4 . August. Nach den von den verschiedenen

Arbeiterverbänden, besonders der Berner Arbeiterunion
und den Gewerkschaften erfolgten Absagen an den General-
lirelk sieht die schweizerische Presse den allgemeinen Streik
als aussichtslos und gescheitert an. Die mit der Absage
Angetretene Isolierung der Baseler und Züricher Streik»
Bewegung gibt der „Neuen Züricher Zeitung" und anderen
vesonders westschweizer Blättern Anlaß zur Feststellung,
aß niemals ein Streik unberechtigter vom Zaune gebrochen

worden sei. Die bei den wirtschaftlichen Forderungen
erlangte Preissenkung sei allerdings wünschenswert. Es
^ dieser Hinsicht von der Schweiz auch schon manches

geichehen, doch dürfe nicht übersehen werden,, daß für den
Mbau der Preise die Weltmarktpreise und der internationale
^"ischaftSverkehr maßgebend seien.

Dienstag, den5. August 1919.
Die Rheinlandfrage.

Die Antwort der Entente.
(In letzter Nummer bereits im Auszug gebracht .)

Aus die beiden deutschen Denkschriften betr . bie B c
■. « tz >>i! g des linken Rheinusers  ist vor
.er  Erneute die nachfolgende bedeutsame Antwort ein
gegangen.

u . § 1 2 . (Vorgängige Bemerkungen ) Die al
Werten und a „oznerten Regierungen haben immer di,
Absicht gehabt , dre Besetzung so wenig drük.
re  n d a l s m ö g l i ch für die Bevölkerung zu qestal
ten , unter den: Vorbehalt , daß die Deutschen die ' Be.
bmgungm des Friedensvertrages erfüllen werden.

§ 3 . Aktie ! 3 und 5 des Abkommens (Anwem
düng der deutschen Gesetzgebung .) Die deutsche Regie,
rung hat sich m dem Abkommen damit einverstanden er
üart , uaß die Hohe Kommission das Recht haben soll,
-Verordnungen mit Gesetzeskraft zu erlassen , um den
M/ ^ halt , dre Sicherheit und Bedürfnisse der militari
JÄÜLW *' b<L ° fI,,erten  und assoziierten Mächte zu

Es besteht Einverständnrs darüber , das
^uler dnsem Vorbehalt die gegenwärtige und zukünf
im  Gesetzgebung des Deutschen Reiches und der Buir,
^stuuten emschließlich derjenigen , die seit der deui
Ichen Revolution erlas,en worden ist, auch in dem be-
Wten Gebret anwendbar ist. Es wird Sache der
£5 « Kommission sein , diese Gesetze in jedem einzcb
E Fal e daraufhin zu prüfen , in welchem Maße di.
Sicherheit und die Bedürfnisse der Strcitkräfte der al
tonten “ nb ^soziierter Mächte nicht beeinträchtigt

„ § 4 • (Ausübung der Gesetzgebungsbefugnisse der
Hohen Kommission .) Unbedenklich kann anerkannt wer¬
fen daß mit obigen Vorbehalten

die Bevölkerung die freie Ausübung ihrer per
sönlichen und staatsbürgerlichen Rechte , religiöse
Freiheit , Freiheit der Presse , der Wahlen und
Versammlungen gesichert wird , und daß die po¬
litischen rechtlichen, andministrativen und Wirt
schastlichen Beziehungen der besetzten Gebt t:
mit dem unbesetzten Gebiete nicht gehemmt sein
werden , ebensowenig wie die Verkehrssreihei
zwischen dem besetzten und irnbesetzten Deutschland

Jedoch können die alliierten und assoziierten Mächte die
Verpflichtung nicht eingchen , den Erlaß von Verord¬
nungen von einer vorherigen Verständigung zwischen
dem Vertreter der Hohen Kommission und der Vertre-
ter Den schlands abhängig zu machen . Dieser wird an-
gehort werden können, wenn es sich um ein Gebie
handelt , das zu seiner Zuständigkeit gehört mit Aus¬
nahme von dringlichen Fällen

§ 5. (Einrichtung eincF Reichskommissariats .) Die
Err chtnng rines zivilen Reichskommissariais für das
besetzte Gebiet , das die Reichsgewalt repräsentiert , kann
von den alliierten und assoziierten Negierungen aner
rannt werden . Jedoch muß bemerkt werden , daß dieses
Organ in dem Te,i des Abkommens nicht vorgesehen
ch, und daß der Ernannte bezüglich seiner Person de .,
vorherigen und widerruflichen Agrementes der alliierten
und assoziierten Regierungen bedarf . Die alliiertm . und
asioznerten Rcgienmgcu können in der Tat oh >.e Per
-letzung des internationalen Rechtes nicht eine Bestim-
iMung bes Inhaltes in den Text aufnehmen , als daß
ider Retchskommlsiar unter allen Umständen Vertreter

'̂ publiken und Provinzen , da deren in-
nere Gesetzgebung Wandlungen und Aenderungcn unwr-
worfen ist, geachtet werden muß . Wenn sich jedoch di-
zustgnd gen Stellen der berschiedenen Bundesstaaten ttb '-r
die Person eines und desselben Kommissars einigem
stvnrden die alliierten und assoziierten Regierungen keine
Einwendung erheben Nichtsdestoweniger wird die
Hohe Kommission immer das Recht behalten , mit allen
oitlichen Behörden in Verbindung zu treten , sow . it es
sich um Angelegenheiten ihrer Zuständigkeit handelt.

8 6 . (Höhe der Zahl der Besatzungstruppcn .) Die
alliierten und assoziierten Regierungen behalten sich
vor , die Effektivstärken der Truppen mitzuteilen , die sie
rm besetzten Gebiet nnlerhalten.

8 7. (Stärke der Polizeitruppen .) Es steht nichts
im Wege , daß die Hohe Kommission die Bet . iligung
deutscher Behörden zu Rate zieht , aber es steht ihr zu.
die Organisch on der Polizeitruppen zu regeln.

8 8 . (Absaffung der Verordnungen der Kommis
ston ) Tie Hohe Kommission kann mündlicherweisc , mit
Ausnahme von dringlichen Fällen , die Ansicht des
Aieichskommissars oder der zuständigen deutschen Behör¬
den einholen , ohne Lgß jedoch ftirM eine VerpslichtUW

27. Jahrgang
Eine solche ly ch, Dem chDiommen titcht vor¬

gesehen

8 9 . (Uebertragung des bevorrechtigten Gerichts,
standes durch die Armeekommairdanten .) Es ist rich¬
tig , daß die Voraussetzungen für die Erteilung dieses
Rechts noch genauer umschrieben werden können . Grund-
sätzlrch wird anerkannt , daß das Vorrecht nicht an
deutsche Bürger erteilt werden darf Anderseits kön-
nen die alli ertcn und assoziierten Regierungen , die niefot
wollen , daß Unruhen in das besetzte Gebiet getragen
werden , nicht zulassen, daß die zuständigen deutschen
Behörden gerichtliche Maßnahmen einleiten wegen voli-

oder wirtschaftlicher Handlungen aus der Zeit'
des Waffenstillstandes , wenn diese nicht bereits den al.
liierten und assoziierten Regierungen Anlaß zu gericht¬
lichen Maßnahmen gcgeben haben.

§ 10 . (Vorrechte , Rechtsprechungen der Zivil-
fachen .) Der Wortlaut des Uebercinkommens sieht aus-
drücklich vor . daß die militärischen Personen oder die
durch die militärischen Befehlshaber beglaubigten Per -'
sonen ausschließlich der Milstärgerichtsbarkeit der al -'
liierten und aifcMicrau Mächte unterworfen sein soll -n
unv aua ) oann mchl nur ylNstchtstch des Strasrechls , so» ,
vern auch des Zivilrechts . Was die p r i v a t e n Ver¬
träge anbetrifft , die Militärpersonen oder ihre Fami-
I en abgeschlosstn haben , kann man jedoch zulassen , wie

die Denkschrift fordert , daß diese Angelegenheiten
^kutfchen Gerichte gebracht werden . Das Recht

des Widerrufs wird jedoch der Hohen Kommission für
den Eall des Mißbrauchs Vorbehalten . Diese Bemer-
kiing bezieht sich nicht auf den in dem Art 3b des Ab-
kommens vorgesehenen Fall . Auf alle Fälle müssen
dlL AnL ?legenheste >,, dic zugleich zivilrechtlichen rmd straf¬
rechtlichen Charakter hakcn , von den MiliMrgerichtenabgeurterlt werden.

. § 14 ■ Msrecht ) Die deutschen Gerichtshöfe wer¬
den in den Fallen , rn denen sie Recht zu sprechen ha-
mt , die deutschen Strafgesetze anwenden , aber entspre-

kb: '.'nb | a ^en  be§  internationalen Rechts kön-
Milstargerichte der alliierten und assoziierten

Mackste nur die Gesetze anwenden , die in ihrer Heimat
erlassen worden sind . .
c» „J , 12 \ (Auslieferung der Angeschuldigten .) Der
Ä “ ? dcutichen Denkschrift ist nickst annehmbar

/eit des Aokommens ist genau und logisch. Er ver-
wngt daß dm al i ericn und assoziierten Behörden die
Beschuldigten ansgeliesert werden , denen Verbrechen oder
Vergehen vorgcwvrfen werden die gegen die Person

Eigentu,n der alliierten und assoziierten Streit-
pC®nP^ tt  i 'lnb > selbst wenn die Beschuldigten sich

'l l t t  beichte Gebiet geflüchtet hätten . Im üb-
handelt es sich nicht um Anslieserung im Rechts-
da d,e besetzten Gebiete Teile des deutschen Ge-v!eis sind.

(Verwaltungsbezirke und politische Bezirke .)
Die Denffchnft der deutschen Regierung ist besorgt , zu
erfahren , ob die Verordnungen der Kommiffion die
^rwaltimgsbezirke und die politischen Bezirke für die
Bedürfnisse oer Okkupation abändern werden . Das Ab-

steht nichts in dieser Beziehung vor . Es Hai
nicht m der Absicht der alliierten und assoziierten Ne-
glerungen gelegen , daß die Kommission die polstischen
und verwaltungstechnischen Grenzen abändern kann.

(Finanzen .) Es besteht Einverständnis , daß
dre Zivilverwaltung ' "

auch die Vertvaltung der Finanzen umfaßt , und
daß die Einkünfte des Reiches und der Bundes-
staaten in den besetzten Gebieten vereinnahmt und
von den zuständigen deutschen Behörden verwal¬
tet tverden können.

§ 15 . (Recht der Abberufung von Beamten 1 Dw
hoir *lf  ~ Cnf'rfjri' * lüurbe cinc  Abänderung

mcrhin .ns Auge fassen, daß die Abbcrufttnaeü von

S SL PL was ."«
atzuber . fen ^ nötigenfalls selbst Beamte

(Bezahlung der Requisitionen .) Die alstier-
m betbalu ^ ' ^ ^ n. Regierungeu beabsichtigen , das Recht
Aber % 6 °es Abkommens gibt
inVlr T 3" " hch Nicht, mit den deutschen zuständi
prüfen ^ fllr seine Anwendung zu

(Uistclbringung der Truppen Mid Dienj
steuen ) ^ aes ist eine Talsrage , die nur geregelt werde
rann durch Prüftmg der konkreten Fälle , rmd die ' a
liierten und assoziierten Mächte werden diese Prüfun



in persönlichem Geiste vornehmen, um den berechtigten
Bedürfnissen der öffentlichen Verwaltungen zu genügen.

A 18 . (Steuerbefreiung .) Es besteht Einverständ¬
nis , daß die Steuerbefreiungen sich nicht erstrecken kön¬
nen ans Realsteuern , die durch private Geschäfte oder
Handlungen entstanden sind und außer Zusammenhang
mit dem Dienste stehen. Aus der anderen Seite wird
anerkannt daß eine Kontrolle durch die Hohe interal¬
liierte Kommission eingerichtet werden muß hinsichtlich
der Privilegien und Zollbefreiungen , die den Besatz-
ungstruppen und ihrem Zivil - und Militärpersonal ein-
geräumt worden sind.

8 19 . tZollbestimmungen .) Im gegenwärtigen
Zeitpunkt glauben die alliierten und assoziierten Re¬
gierungen nicht votl den Bestimmungen des Art 270
Gebrauch machen zu sollen . Sie behalten sich aber aus¬
drücklich für die Zukunst die Entscheidung vor , ob die
Anwendung dieses Artikels angebracht ist oder nicht.
> 8 31 . (Post und Telegraph .) Es ist möglich, wie
es die deutsche Denkschrift vorschlägt , die gegenwärtige
Regelung abzuändern Dies wird durch eine Verord-
mmg der Hohen Kommission geschehen. Die Freiheit,
K zu verkehren durch Brief , Telegraph oder Fern-
i spreche », wird zwischen den besetzten und nicht

besetzten Gebieten wiederhergestellt werden,
unter dem allgemeinen Vorbehalt der Rechte der Hohen
Kommission oder der Folgen des Belagerungszustandes,
wenn dieser erklärt werden sollte.

8 32 . (Belagerungszustand .) Da der Belagerungs¬
zustand eine unmittelbare Funklien der Sicherheit der
Armee ist, kann die Verpflichtung nicht übernommen wer¬
den, in jedem Falle und insbesondere im Falle der
Dringlichkeit den Reichskommissar zu befragen Es ver¬
steht sich, daß die alliierten und assoziierten Regierun¬
gen, die aus eine loyale Mitarbeit der deutschen Behör¬
den rechnen, nicht verfehlen werden , sie jedesmal zu
tzestagen , wenn es die Umstände ihnen erlauben

8 24. (Verordnungen der verschiedenen militärischen
Stellen .) Grundsätzlich und entsprechend der in der
deutschen Denkschrist ausacivrockenen Ritte li/cit ts in
oer Absicht der alliierten und assoziierten Behörden , die
Verordnungen auszuheben , nachdem der Friedensverirag
verschiedenen von den militärischen Stellen der Besatz¬
ung für den Zeitraum des Waffenstillstandes erlassenen
in Kraft getreten sein wird . Jedoch steht es ausschließ¬
lich der Hohen Kommission zu, die notwendigen Ueber-
gangsbestimmungen zu treffen. Die Hohe Kommission
wird durch Verordnung die Aushebung oder Anpassung
dieser Verordnungen aussprechen . Diese Verordnung
wird in möglichst kurzer Zeit nach dem Inkrafttreten des
Vertrages erlassen werden.
' § 25 . (Ausweisungen .) Die Aufenthalisverbote in
den besetzten Gebieten sind ausgesprochen worden aus
Gründen der Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit
und um den Bestimmungen , die rechtmäßig während
des Waffenstillstandes von den militärischen Behörden
der Alliierten und Assoziierten erlassen wurden , Ach¬
tung zu verschaffen. Es kann nicht zugelassen werden,
daß die ausgewiesenen Personen in ihre Heimat zu¬
rückkehren können allein aus die Tatsache hin , daß der
Friedensvertrag in Kraft getreten ist. Diejenigen , die
zurückkehren wollen , werden sich an die Hohe Kommis¬
sion wenden müssen, die jeden einzelnen Fall in ver¬
söhnlichem Geiste prüfen wird.

8 26 . (Gerichtsbarkeit .) Es wird ans die Bemer¬
kung weiter oben zu Paragraphen 9 , 10 und ii der
deutschen Denkschrift Bezug genommen.

Rote Rosen.

86)
Roman von H. Lourths-Mahler.

(Nachdruck verboten.)
„Das müssen Sie selbst besser wissen, Mist Eladys.

Ich meine, Ihr Kommen mutzte der Gräfin Iosta Freude
machen. Wer Sie nur ansehen darf, must schon Freude
empfinden."

„Das glaubst du, meine Maggie, weil du mich
lieb hast. Wir kehren jetzt jedenfalls sofort nach Berlin
zurück und bleiben dort noch einige Tage in der
Pension, wo wir gut aufgehoben sind. Dann wollen
wir weiter sehen. Wissen möchte ich nur, ob ich den
jungen Offizier iroch einmal wiedersehe. Vielleicht ist
er ein Verwandter des Grafen Ramberg."

Maggie sah mit ihren guten treuen Augen der
jungen Herrin ins Gesicht.

„Ich denke mir, der liebe Gott hat es nicht um¬
sonst gefügt, datz er Ihnen in Berlin begegnete, Mist
Eladys, der junge Herr. Sie werden ihn schon Wieder¬
sehen."

Der Wagen hielt jetzt am Bahnhof. Wenige
Minuten später fuhr ein Zug nach Berlin ab. Die beiden
Frauen erreichten ihn gerade noch zur rechten Zeit.

Graf Henning kehrte nach den Beisetzungsfeierlich¬
keiten nach Ramberg zurück. Sein Bruder blieb mit
seiner Frau noch einige Tage in der Residenz, da es
mancherlei zu regeln gab.

Das Testament des Ministers wurde eröffnet, und
Iosta war zu seiner Universalerbin eingesetzt worden. Sie
war nun die Besitzerin des Gutes Waldow, das seit
Jahren verpachtet war. Barvermögen hinterliest der
Minister kaum, nur eine kleine Summe, die als Legate
an treue Diener verteilt wurde.

Wäre Iosta nicht Gräfin Ramberg geworden, so
wäre ihr nun nach dem Tode des Ministers nur ein
bescheidenes Friedensasyl in Waldow geblieben und die
wenigen Tausend Mark Pacht, die das Gut einbrachte.

Im alten Herrenhaus von Waldow stand ihr die
erste Etage vollständig zur Verfügung, die anderen
Räume wurden von dem Pächter und seiner Familie

8 28 . «.Hohcit ver vundesstaatUchen Regrerungen >
Es ist vollkommen unmöglich , dem Vorschlag dieses
Paragraphen zuzustimmen , nämlich, daß der Ausdruck
„unter der Hoheit der deutschen Zentralregierung " fol¬
gendermaßen ausgelegt werden soll : „Unter Hoheit der
deutschen .Zentralregierung und der Regierungen der
deutschen Bundesstaaten ."

Der Art . 3 des Abkommens , das einen Anhang
des Friedensvertrages bildet , ist genau begrenzt (eng¬
lischer Text : läßt keinen Raum für eine weiterklingende
Auslegung . , Selbstverständlich wird die gesetzliche Macht-
uerteilung (Hierarchie legale ) geachtet werden . Aber es
ist für die Alliierten und Assoziierten , die den Frie¬
den mit der deutschen Zentralregierung geschloffen haben,
und die nicht die Absicht haben, sich in die innere Or¬
ganisation einzumischen, unmöglich , mit Gewalt die Or¬
ganisation von Staaten aufrechtzuerhalten , deren mög¬
liche Abänderungen die Verfassung selbst Vorsicht
So wie es weiter oben anläßlich des § 5 „Einrichtung
des Reichskommissariats " gesagt worden ist, können die
alli erten und assoziierten Regierungen ohne Verletzung
des internationalen Rechtes nicht in den Text aufneh¬
men, daß sie sich verpflichten, die innere Organisation und
Gesetzgebung aufrechtzuerhalten , die die deutschen Be¬
völkerungen abzuändern sich veranlaßt sehen können

8 29 . (Beamte ) So wie es die deutsche Denk¬
schrift bemerkt, wird es nach dem Inkrafttreten des
Friedensvertrages keine Agenten mehr geben , die be-
auftragt sind, die deutschen Behörden in den Kreisen :c.
zu beaufsichtigen . Aber die Hohe Kommission hat im
Interesse der Bevölkerung die Macht, zuständige Vertre-
tcr zu unterhalten , die damit beauftragt sind, die Ver¬
bindung zwischen den deutschen örtlichen Verwaltungen,
den örtlichen militärischen Behörden rmd der Hohen
Kommission selbst herzustellen Was die Beamten be¬
trifft, so erkennt die deutsche Denkschrift das Recht der
Abberufung durch die Hohe Kommission an . Es solar
daraus , daß die Hohe Kommission die Möglichkeit ha :,
vre Ernennung von Beamien nicht hinzunehmen , deren
Einführung Unordnung Hervorrufen konnte.

DM vötfiehrnben Bemerkungen sind abgesah,
unter den Vorbehalt ver Rechte, die der

Kommission zugefallen sind, der Möglichkeit, d?»
Belagerungszustand zu erklären und der genauen
Ausführung des Frredensvertragcs durch ^
Deutsche R eich

Jur Friedensfrage.
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Die Saargruben.
Einem Berichterstatter des „Matin " erklärte der

französische Kommandant des Saargebiets , General
Andlauer  in Saarbrücken , Frankreich kon¬
trolliere die Kohlengruben des S a a rge¬
bt  e t e s vollständig . Es wäre also absurd, wenn es
nicht den Versuch machen würde , auch aus die metallur¬
gischen Unternehmungen Einfluß zu gewinnen . Wenn
man diesen Fabriken Kohlen liefert , könne man leicht
großen Einfluß aus ihren Geschäftsgang gewinnen . Die
Industriellen müßten deshalb begreifen , daß es in ihre,,,
Interesse liege , wenn sie sich dem französischen Kapital
angliedern würden . General Andlauer meinte schließ¬
lich, wenn man -ne Industrie in der Hand habe, sei ez
wchl leicht, auf die Einwohner einzuwirken , damit diese
von ihrem Rechte der Naturalisation Gebrauch machten

-» er  «
ha im i
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8 30 . (Unterricht.) Der öffentliche Unterricht bildet,
so wie es die deutsche Denkschrift bemerkt, einen Be¬
standteil der deutschen Zivilverwaliuug und wird sich
nach den deutschen Geseyen richten. Tie deutsche Regie¬
rung hat also nicht zu fürchten, daß sremdsprachltchcr
Unterricht aus Anordnung der Besatzringsmächte errrge-
sührt werden wird

8 31 . (Gesetzgebung)  Diese Frage ist wei¬
ter oben bei 8 3 der deutschen Denkschrift behandelt
worden.

§ 32 . (Beitreibungen .) Die deutsche Regierung bit¬
tet, daß die Ausübung des Rechtes der Beitreibung so
beschränkt werden möchte wie möglich.

Tie Alliierten und Assoziierten sind vollkommen
einig mit der deutschen Regierung in der Meinung , daß
die Beitreibung wenig häufig (im Englischen : selten)
ausgeübt werde und begründet sein soll durch beson¬
dere Umstände . Die Hohe Kommission wird hierüber
alle Bemerkungen , die ihr gegenüber gemacht werden,
anhören können und sie wird ein Reglement herausge-
ben im Geiste oer Billigkeit und Versöhnung

Jedoch ist es nicht möglich, der in der deutschen
Denkschrift am Ende dieses Paragraphen vorgebrachten
Bitte zu entsprechen, nämlich, daß die Beitreibung mit
durch Vermittelung des Reichskommissarials stattsin-
den soll.

8 27 . (Verwaltungsbezirke .) Das Abkommen fleht
vor , daß der örtlichen deutschen Verwaltung , ebenso
wie der Verwaltung der Bezirke und Provinzen ihre ‘
gesetzlichen Zuständigkeiten bewahrt werden.

8 33 . (Verteilung der Truppen Unterbringung )
Die Verteilung der Truppen und die Prüfung der
Frage betreffend die Unterbringung der Offiziere und
ihrer Familien werden Gegenstand einer gründlichen
Prüfung von seiien der Kommission sein Die Ergeb¬
nisse tverden demnächst mitgetcrlt werden.

Das rechte Rheinnfer.
Die „Wiesbadener Zeitung " bringt folgende offi¬

zielle Bekanntmachung : Eine letzthin in den Zeitungen
erschienene verstümmelte Mitteilung konnte den Glaubei,
erwecken, als ob die Räumung des durch die französi¬
schen Mil tärlräfte besetzten rechten Rheinufers in Aus¬
sicht genommen wäre . Es ist dies eine Auslegung , die
jeder wahren Grundlage entbehrt.
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Die alliierte Rheinarmee.
Nach einer Meldung aus Paris hat der Oberste

Rat der Alliierten beschlossen, daß der General , der das
Kommando über die französischen Truppen am Rhein
führen soll , zugleich Oberbefehlshaber sämtlicher alliier-
ten Besatzungstruppen sein soll.

Postverkehr Frankreich—Deutschland.
Die französische Postverivaltung teilt mit , daß di,

postalischen Verbindungen mit Deutschland wieder aus
genommen sind , Das Publikum kann von jetzt ab jed;
Handels -- und private Korrespondenz in geschlossener
Briefen oder mi tels Postkarte versenden.

Die Zahlungsfähigkeit Deutschlands.
Baruch  erklärte im amerikanischen Seuatsaus-

schuß für auswärtige Angelegenheiten , der sich mit dem
Friedensvertrag befaßt , er sei der Ansicht, das; Deutsch¬
land niemals die aufcrlegte Entschädigungssunime zah¬
len könne Die Wiedergutmachungskommission weide
nicht versuchen, mehr cinzuziehen , als Deutschland be¬
zahlen könne, ebne Rücksicht darauf , wie hoch auch die
für Deutschland festgesetzte Schadenssumme sich belaufe»
möge.

Die Danziger Frage.
Reuier meldet aus Paris : Der Oberste Rat hat be- . m Zeche

schlossen, daß die deutschen Truppen aus D a n-
zig zurückgezogen  werden sollen . Den pol¬
nischen Truppen  wird es untersagt , Dan¬
zig zu  betreten.  Das Gebiet wird drei Abgrenz-
ungtskombnissionen übergeben.

Polen.
* Im pul Parlament gab Paderewski

Erklärungen über d. n Friedensvertrag mit Deutschland
ab, und teilte mst , daß Polen durch Abänderung de-
Vertrags 95 000 Quadratkilometer verliere , aber gegen
60 00ü Polen gewinne . Er führte weiter über dic
Reffte der nationalen Minderbeiten aus . daß Polen
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benutzt. Bisher hatte Iosta jedes Jahr einige Wochen
mit ihrem Vater im Waldower Herrenhause zugebracht,
und die Pächterin hatte dann die Verpflegung über¬
nommen.

Iosta hätte sich nun sicher nach Waldow zurück-
ziehen und dort ein bescheidenes Leben führen müssen,
wenn sie nicht Rainers Frau geworden wäre.

Der Brief, der dem Testamente beilag für Iosta,
war von Graf Rainer für seine Gattin verwahrt worden.

„Ich weist, was er enthält, Iosta, und ich bitte,
dich, ihtt erst zu lesen, wenn du wieder in Ramberg
bist und alle Aufregungen hinter dir hast", sagte er.

Iosta war damit einverstanden, wie mit allem,
was er für sie anordnete und beschlost.

Frau von Seydlitz erklärte, wieder in das Stift
zurückkehren zu wollen. Im Stillen hatte sie sich
schon oft dahin zurückgesehnt. Das Leben im Hause
des Ministers war ihr doch zu unruhig und aufregend
gewesen, und sie hatte sich nur darein gefügt, weil sie
es versprochen hatte. Sie war zufrieden, dast sie nun
wieder ihre Ruhe bekam.

Sie half Iosta noch, den Haushalt auflösen.
Es wurde angeordnet, dast die Möbel, die dem Minister
gehörten, nach Waldow geschafft werden sollten. Die
Einrichtung der Repräsentationsräumegehörte zum
Jungfernschlöstchenund war nicht Eigentum des Mi¬
nisters gewesen. In Waldow sollte das andere unter¬
gebracht werden» Gelegentlich wollte Iosta auf einige
Zeit nach Waldow gehen, und alles nach Wunsch pla¬
zieren lassen.

„Ich kanu das tun, Rainer, wenn du in Schellin-
gen nach dem Rechten siehst", sagte sie.

Fast eine Woche verging noch, bis Iosta mit ihrem
Gatten nach Ramberg zurückkehrte. Frau von Seydlitz
blieb noch einige Wochen im Jungfernschlöstchen, bis
alles geordnet war. Dann wollte sie nach St. Annen
zurückkehren.

Inzwischen war der Urlaub des Grafen Henning
fast abgelaufen, uud es blieb ihm nur noch ein Tag,
den er gemeinsam mit Iosta und' seinein Bruder ver¬
bringen konnte.

Jostas Trauer machte es ihm jetzt möglich,
einigermaßen ruhig an die Trennung zu denken, wenn

auch der Schmerz über diese Trennung immerfort i»
ihm brannte.

Es war Gräfin Gerlinde sehr wenig angenehm
gewesen, daß der Tod des Ministers ihren Plänen
ein großes Hindernis geworden war. So gut war alles
im Gange gewesen, wie sie es sich gewünscht hatte!
Und nun trat plötzlich durch diesen unzeitigen
Trauerfall ein unerwünschter Stillstand in der Entwicklung
der Dinge ein. Aber sie war machtlos, etwas daran
zu ändern . Graf Hennigs Abreise war für den nächste»
Tag beschlossen.

Zur Teestunde des letzten Tages, den Graf Henning
in Ramberg verweilte, wollte Gräfin Gerlinde >us
Schloß hinübergehen.

Graf Rainer war auf das Vorwerk geritten, woM
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aber zur Teestunde zurück sein, wie er Gräfin Gerlinde ^erklär»ttalsirei
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zurief, als er am Witwenhaus vorüberritt. l l e
Weder Iosta, noch Henning ahnten, mit wie schwe- 1\

rem Herzen Graf Rainer auf sie zurllckgesehen hatte- -
als er sich entfernte. , w

Sie saßen beide in Jostas Boudoir. Graf Henning»ten j, et
war verhältnismäßig ruhig. Jostas schwarze Kleids MEot e
wirkten wie ein Betäubungsmittelauf seine Gefühl
Sie plauderten von allerlei Dingen, die sie gemeinsam
interessierten— auch von der fremden jungen Dame-
die Iosta so ähnlich sah. Und dann dachte Heitm»»
plötzlich daran, daß er neulich die Gräfin Gerlinde
in diesem Raum am Schreibtisch überrascht hatte, E
daß er Iosta hatte warnen wollen. Er richtete stA
plötzlich empor.

„Ich tnuß dir etwas sagen, Iosta. Du - ,
wir sprachen einmal über Gerlinde— am Tage oo
eurem Verlobungsfest. Erinnerst du dich noch?"

Iosta sah ihn fragend an.
„Ja , Henning, ganz genau." ^ ^
„Und — wie stehst du eigentlich jetzt Gerlm

gegenüber?"
Ueber Jostas Gesicht flog ein Schatten.
Ich möchte nicht gern darüber sprechen, Heitnw^

weil ich fürchte, dast ich Gerlinde nicht (berechtig
widerfahren lassen kann." M

(Fortsetzung folg"
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halte . Die Jnternationalisierung der Weichsel

* nicht verhindert werden können Er wandte sich
gegen die pessimistischen BeurteÄer der polnischen

'-"jk und sagte u . a . : „Wir brauchen ein dauerndes
^rnelimen und gute Beziehungen zu allen unseren

wir wollen keinen Krieg und wünschen uns
Lĵn nach außen , damit wir daheim am Wi -derans-

nlbeiten können ."
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Allerlei Nachrichie».
Mayer und Noske in München.

Aieichswehrminister Noske  und Reicksminister
.. „ er (Schwachen ) sind in München  erng . troffen,
,n im Zusammenhang mit der Bildung der Reichs-
L in München , dieser zur Besprechung dringlicher
ttschaftlicher Fragen mit dem Handelsminister und
, Minister des Innern.

Hindenburg für Ludendorff.
Wn der Kommandostelle K o l b e r g wird folgende

.Kgetung verbreitet:
„Die Angriffe gegen meinen früheren Mitarbeiter

zmeral Ludendorff mehren sich. Ohne mich in eine
Merung über das Unberechtigte dieser Angriffe
schlaffen, bemerke ich, daß für alle Entschließungen
in Obersten Heeresleitung ich allem die volle Ver
„ftvortung trage General Ludendorff hat stets im
Einverständnis mit mir gehandelt . Wer General Lu-
imdorff trifft , trifft also mich.

Hannover , 31 Juli 1919.
Hindenburg,  Generalwldmarschall ."

Kein Generalstreik im Industriegebiet.
Der Aufforderung der kommunistischen Unabhüngi

» Sozialdemokratischen Partei zum Generalstreik ist
idii Folge  geleistet worden  Außer der Beleg¬
est der Zeche „Diergardt " war nur ein Teil der Ha-
mbester in den Streik getreten , doch haben diese die
M wieder ausgenommen . In sämtlichen umliegen-
«Werken und Zechen , von denen die Kommunisten
ihren-Versammlungen behaupieten , daß sie sich dem

iteif erschließen würden , hat nienrand die Arbeit
Gellt . Der Versuch , einen neuen Generalstreik im
Mstriegebiet herbeizuführen , kann also als gescheitert
mchist io erden
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Das Streikfieber.
Durst) scharfe, zum Teil mit terroristischen Mit eln

»ebene Agiäton veranlaßt , sind die Arbeiter der
-libergwerke in Staßfurt,  Leopoldshall

Neustaßsurt in den Streik getreten . Die Metall - -
»kiter von Staßiurl haben sich dem Ausstand cnige-
ibffen. Die Streikseuche greift weiter um sich!

Die Kohlenförderung.
Der Ministerpräsident Bauer  hat für Mittwoch,
ö. August , die Per reter der drei Bergarbeiterorga-

chonen, der Gewerksck' aftenzenirale , der Zentralstelle
Ailgestelltenorganisationen , des Rheintsch -Westsäli-

kn Zechenverbairdes und der Oberschlesischen Zechen¬
bände zu einer Besprechung eingeladen , in der über
n°tgen Maßnahmen zur Erhöhung derKoh-
»sorderung  beraten werden soll.

Kronprinz Rnpprecht weigert sich.
?n der „Münch . Ztg ." erläßt der ehenralige Kron-

"tz von Bavern eine Kundgebung an den bayerischen
»dtag, worin er sich weigert , sich an die Entente
H einen alliierten Gerichtshof ausliefern zu lassen,

die Erklärung abgibt , er werde einem solchen Ans-
itimgsverlangen keine Folge leisten . Er fordert die
schuntt eines bayerischen Staalsgerichtshofes , und
ist sich bereit , vor diesem Gerichtshof zur Perani

M>ng seiner Handlungen zu erscheinen.

Max Levien verhaftet.
Me hie Blätter melden , wurde der Münchener

Aakistenführer Levien am Brenner von italienischen
'Westen verhaftet . Levien ist nach Deutscb -Mairai
Automobil gefahren und hat dann den Eisenbahn¬
benutzt. Offenbar wollte er versuchen , über den

"'"»er nach Italien zu entkommen

Streik in der Schweiz.
In der Schweiz wird eine allgemeine Aküon g e-

» bie Lebens M' ittelteuerung  durchge¬
ht-. Die Gewerkschaften selber werden die Frage prü-
: »»d dem Bundesrat ihre Forderungen unterbreiten,

wollen alle ihnen zur Verfügung stehenden Mittel
Unterslützimg ihrer Forderungen anwenden.

-Die  Streikleitung der Arbeitcrunion Hai der Regie-
Jj! erklärt, die Arbeit der Stadt Zürich würden im
^ralstreik verharren , bis die Durchführung der A n

jchlve- /elltenfnrderungen  gesichert erscheine . —
*•--*** der Entschließung des Aktionskomitees haben

Arbeiter des Baseler Gaswerkes  beschlös¬
se Arbeit ebenfalls niederzulegen . — Nach Nastp
'» der Schweizer Depeschen -Agentur beträgt die Zahl

ik̂ " t e n zwei , die der Verwundeten fünf . — Der
"wer Regi rnngsrat reichte an den Bundcsrat ein
N um Entsendung von Truppen ein . In der Stadt

Straßenbahnberkehr eingestellt , ebenso der Auto-
"merkchr

Französische Besetzung Bulgariens,
iilst nu" Sofia berichtet wird , hat der Oberstkom-

^ «Ŵ nde der alliierten Truppen infolge der Zusam-
.. . Zwischen den bulgarischen und den französischen

tvelstb die Besetzung Bulgariens durch französische
: vor beschlossen, lieber Sofia und andere Städte

et Belagerungszustand  verhängt.
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Zur Tagesgeschichte.
Deutsche » Reich.

' * Vfte an zuständiger Stelle verlautet , läuft die
der L e -
Es soll nicht
Reichsernäh-

tz '. «»»« an
b-r Regierung zur Senkung

lr qs rn ittelpreise  im Oktober ab.
bestehen, sie sortzusetzen . Das

crimtt hoffe, daß bis Oktober die Schleich
Preise insolze der Lebensmit .eleinfuhr aus dem

,md bisber feindlichen Ausland so weit ber-

un ergegangen fe en , daß die ' Regierung mit einem Fffk-
bau ihrer Zuschüsse werde beginnen können . Eine Auf¬
hebung der Leb msmi telrat .oniernng könne vorläufig
nicht ins Auge gefaßr werden , wenn man auch eine Er¬
leichterung der Zwangswirtschaft eintreien lassen wolle
Fleisch . Butter und Milch dürsten der Kontrolle des
Rerchsernäyrmigsmin -stermms nicht entzogen werden
Auf dem Gebiet der Milchversorgnng sei zu befürchten,
daß sogar eine Einschränkmtg binnen kurzem noiwen-
dig sem werde.
. . — * Wirkung vom 4. Augu  st 1919 ab hob
bch zuständige St .lle die inländische Bewirtschaftung für
» » s ck e und F i s ch p r o d u k t e ans . Von di .sem
Tage an werden sämtliche in - und ausländischen Frisch-
ftsa '« in Auktion geben , die vom Reichskommissar für die
-zischversorgung genehmigt und unter dessen Kontrolle
stehen . Tie hierbei erzielten Preise werden von dem
RerchskonlNlissar für die Fischversorgung genehmigt und
nn er dessen Kontrolle stehen Die hierbei erzielten Preise
werden vont Reichskommissar für die Fischversorgung
rrberwacht . Sie sind deshalb als Preise im Sinne des
§ 8 der Preistreibereiverordnung (Reichsgesetzbla .t

395 ) anjufeljett , wonach eine Zuwiderhandlung gegen
die Vorschriften des s 1 Rr 1 und 2 nicht vorliegt
wenn die Höchstpreise oder die von den zuständigen Be-
hord .n festgesetzten Preise oder Vergütungen eingehal¬ten werden.

, , Off/ .Wie die „Deutsche Allgemeine Zeitung " erfährt,
decil' jrchtlgt lue d.egiernng nicht , irgendwelche Schritte
zu unternehmen , nur die Demokraten  wieder in
die Reihe der Regierungsparieien hineinzuziehen.

TextschMesterreich.
* Der Leiter der Politik Deuffch-Oesterreicks , Staats¬

kanzler Dr . Renner  hat nach dem Rücktritt des
Staatssekretärs des Aenßcrn , Tr . Bauer , außer deni
Vorsitz im Kabinett auch dessen Poriefenille übernom¬

men . Dr Nenner , der auch in St Germain die Frie-
densverhandlilngen für Deutsch-Oesterreich führt , gehört
zn den bekanntesten Führern der österreichischen So¬
zialdemokratie.

Lokales und Provinzielles.
Schi erst ein,  den 5. August 1919.

** Die Kalamität in der elektrischen Licht-
und Krastzusührung  geht schon wieder los.
Wie das Lllvtller Werk bekannt gibt, kann die Sirom-
lieserung dis aus weileres nur ein über den anderen
Tag erfolgen und zwar jedesmal 12 Uhr nachts beginnend.
Die Ursache liegt angeblich an einer plötzlich notwendig
gewordenen Reparatur an einer Turbine. Der Betrieb
mutz durch eine ältere Maschine bewerkstelligt werden,
die nicht imstande ist, die Kraft sür den vollen Betrieb zu
erzeugen. Die Belieferung wird deshalb in der Weise
geieilt, datz heute der ödere und morgen der untere
Rheingau versorgt wird. Der Grund dieser in unser
Wirlschastsleben tief einschneidenden Matznahme ist dem¬
nach nicht durch„höhere Krasl" wie z. B . durch Kohien-
mangel hervorgerusen, sondern liegt lediglich in lokalen
Betriebs Verhältnissen und dürste in einem gut geleiielen
Werk nicht Vorkommen. Es ist zu hoffen, daß der
Schaden in kurzer Zeit behoben wird und datz wir sür
die Folge und namentlich in der bevorstehenden Zeit
des stärkeren Siromverbrauchs von solchen Uedenaschungen
verschont bleiben.

* Die Generalversammlung des Kath.
K i r che n cho r s,  die am Fretiag abend staltsand,
wurde in Abwesenheit des ersten Vorsitzenden infolge
Erkrankung, vom zweiten Vorsitzenden, Kerrn Riegel,
eröffnet und geleitet. Er gedachte zunächst des verstorbenen
Wt.gliedrs Kenn Johann Kaas, dessen. Andenken die
Anwesenden durch Erheben von den Sitzen ehrten.
Aus dem Bericht des Vorstandes ist zu entnehmen,
datz die derzeitige Mitgliederzuhl 99 beträgt. Einer
Neuaufnahme von 12 Mitgliedern steht ein Abgang
von 8 Mitgliedern entgegen. Nach dem Bericht des
Kassierers, Krrrn Schtmpel, ist die finanzielle Lage des
Vereins als recht günstig zu bezeichnen:
Aus Veretnskasse angelegt
Kassendestand
Vereinsvermögen .

JL  398 .- 5
„ 145.38

Hl3
Anlage aus die Sterdekasse . . . Jt.  449 .38
Auf Pfandbriefen . 500.—
Schuldverschreibungen. . . „ 900.—
An Kriegsanleihe . 500.—
Kassenbestand . 90.01
Vermögen der Slerbekasse . . . 2499 .39

Die Versammlung beschlob, die monatlichen Beiträge
aus 40 Psg. und das Eintrittsgeld auf 1.— Mark
sestzusetzen. Das beim Tode eines Milgliedes zu ge¬
währende Slerbegeld wurde vom 1. August d. 3 . ad um
10.— Mark auf 35.— Mark erhöht. Der Antrag des
Kenn Schtmpel, alljährlich im November sür sämtliche

verstorbene Mtiglieder ein Seelenamt abhallen zu lassen,
wurde einstimmig angenommen. Die Genehmigung zur
Abhaltung von Gesangstunden an Wochenlagen soll
bei der frz. Besatzungsbehördenachgesucht werden.
Für den 17. August wurde, vorbehaltlich der Genehmigung,
ein Ausflug nach Kiedrich in Aussicht genommen,
zu dem auch die Beteiligung der inaktiven Mitglieder
erwünscht ist. Der I. Vorsitzende, Ken Ioh . Sattler,
nimmt Anmeldungen hierzu entgegen. Die Adfahtt
erfolgt durch Boot um 11 Uhr vorm., die Rückfahrt
um 8,15 Uhr nachm. Damit war die Tagesordnung
erledigl, und der II. Vorsitzende konnte nach Worten
des Dankes und- der Anetserung für die gute Sache
des Vereins die Versammlung um 9,45 Uhr schließen.
Zn zwangloser Unterhaltung blieben die Mitglieder bet
einem Glase Bier noch kurze Zeit gemütlich zusammen.

* Eierbewirtschaftung . Die vom Herrn
Regierungspräsidenten mit Genehmigung des Herrn
Administrateurs des Distrikts Wiesbaden erlassene Ver¬
ordnung über die Fortführung der Eier-Zwangswirtschaft
im besetzten Gebiet ist aufgehoben worden. Die Hühner¬
halter brauchen daher von jetzt ab keine Eier mehr an die
Kreis'Eierstelle abzuliefern.

* Lebensmittelpreise und Rationierung.
Wie an zuständiger Stelle verlautet, läuft die Aktion der
Regierung zur Senkung der Lebensmittelpreise im Oktober
ab. Es soll nicht die Absicht bestehen, sie fortzusetzen.
Das Reichsernährungsministerium hoffe, daß bis Oktober
die Schleichhandelspreise infolge der Lebensmitteleinfuhr
aus dem neutralen und bisher feindlichen Ausland so weit
heruntergegangen seien, daß die Regierung mit einen,
Abbau ihrer Zuschüsse werde beginnen können. Eine Auf¬
hebung der Lebensmittelrationierung könne vorläufig nicht
ins Auge gefaßt werden, wenn man auch eine Erleichterung
der Zwangswirtschaft eintreten lassen wolle. Fleisch,
Butter und Milch dürften der Kontrolle des Reichs-
ernährungsministeriumsnicht entzogen werden. Auf den,
Gebiet der Milchversorgnng sei zu befürchten, daß sogar
binnen, kurzem eine Einschränkung notwendig sein werde.

* Die Interessengemeinschaft der
Bäcker  m e i st e r für Rheinheffen und den Regierungs¬
bezirk Wiesbaden hielt, wie man uns schreibt, am 28. Juli
d. I . in Mainz ihre erste Versamuilung ab. Obermeister
Winkler-Mainz eröffnele die. gutbesuchle Tagung und er¬
läuterte die Aufgaben der Interessengemeinschaft. Die
Bäckermeisterwollen alle Fragen ihres Gewerbes nack-
einheitlichen Gesichtspunkten geregelt wissen. Die Zwangs¬
wirtschaft mit ihren besonders für die Bäckereien und die
derzeit schwebenden, den Mittelstand berührenden Fragen
müssen von den Interessenten geprüft werden. Erinnert
sei nur an die Meylversorgung, die hinsichtlich Menge und
Güte nicht genügte. Die Bäckermeister erstreben eine
Besserung der Ernährungsverhältniffedurch Abbau der
Zwangswirtschaft, insbesondere durch Ausschaltung unnötiger,
die Brolpreise verteuernder Einrichtungen Der Vorstand
der Interessengemeinschaft wird in den nächsten Tagen
die erforderlichen Schritte unternehmen.

* Klarheit über die Krtegsgesellschasten.
Wie aus Weimar berichlel wurde, haben dort die
Deuische Dolksparlei, die Deulschnationalen und die
Demokrat \  das Verlangen nach einer genauen
Rechnur̂ üadiage dieser Zwangsorganisalionen vor¬
gebracht unö den Erlab eines entsprechenden Gesetzes
beantragt. Das ist im öffenllichrn Interesse nur zu be¬
grüben, und es bleibt zu hoffen, datz man sich schleunigst
enlschließt, dem Antrag der genannten Partelen zu ent¬
sprechen. Wiederhol! ist aber zu betonen, datz eine
einfache schematische Aechnungsablagenicht genügt,
sondern in jedem einzelnen Falle durch sachverständige
Kräfte dem ganzen Geschäftsgedahrender verschtedenerr
Unternehmungen, ihrer Vorstands- und Aussichtsrats-
mitglieder nuchgegangen werden muß. Ebenso werden
die Beziehungen, die sie zu ihren Agenten, zu ihrerr
Lieferanten und Abnehmern unterhalten haben, unter
die Lupe zu nehmen sein. Nur dann kommt man dem
Unfug auf den Grund, der hier vielfach getrieben
worden ist.

Amtliche Bekanntmachungen.
Einladung

zu einer

Sitzung der Gemeinde-Bertretung.
Zu der von mir aus

Mittwoch, den 6. August ds. Js ., nachmittags8^ Uhr,
hier im Rathause anberaumten Sitzung der Gemeinde¬
vertretung lade ich die Mitglieder der Gemeindever¬
tretung und des Gemeinderats ein, und zwar die Mil-
glieder der Gemeindevertretung mit dem Hinweise darauf,
daß die Ntchianwesenden sich den gefabten Beschlüssen
zu unterwerfen haben.

Tagesordnuttg.
1. Bekanntgabe der Genehmigung zur Erhebung

der Steuerzuschtäge für das Jahr 1919.
2. Genehmigungder Versteigerung des Stoll'schen

Platzes.
3. Wahl eines Ersatzmannes zum Schulvorstand.
4. Beschlubfaffung über Aenderung der Ordnung

detr. Erhebung von Lustdarkeitssteuernim Be¬
zirke der Gemeinde Schlerstetn.



s. Beschlußfassung über Errichlung eines Miels.
Einigungs-Ausschusses.

S. Beschlußfassungüber Ausführung der Kanalisation
verschiedenerStraßen.

7. Bekanntgabe der Kündigung des Iagdpacht-
Vertrages.

8. Nochmalige Beschlußfassungüber Gewährung
von Ortszulagen für die Lehrpersonen.

S. Antrag der Gemetndebeamten auf Gewährung
der staatlichen Teuerungszulagen.

Betr . Ausgabe von Graupen.
Zn den hiesigen Ledensmittelgeschäflen gelangen pro

Person der oersorgungsderechtigtenBevölkerung2 Pfund
Graupen, das Pfund zu 45 Pfennig , zur Ausgabe.

Betr . Ausgabe von Kartoffelkarten:
Am Mittwoch, den 6. d. Mts . findet im Sitzungs¬

saals des Rathauses die Ausgabe neuer Kartoffelkarten statt
und zwar nur für diejenigen Einwohner, die keine Früh,
kartoffeln angebaut haben.

2. Bezirk von 8—10 Uhr vorm
4. „ 10- 12 , „
3. „ 2— 4 „ nachm.
1. „ 4- 6 , „

Nach Empfangnahme der Karten haben sich die Emp»
fänger bei einer Kartoffelverkaufsstelle in die Kundenliste
einzutragen und die Karten daselbst abzugeben, woselbst die
Abstempelung zu erfolgen hat. Die Eintragung muß bis
spätestens Donnerstag geschehen sein. Vorstehende Zeit
und Reihenfolge ist einzuhalten. Die Abschnitte der alten
Kartoffelkarten sind zurückzugeben.

Das Lebensmittelamt ist an diesem Tage geschlossen.

Bekanntmachung.
Die Urliste über die in der hiesen Gemeinde wohn-

haften Personen, welcke für das Jahr 1920 zu dem Amte
eines Schöffen oder Geschworenen berufen werden können,
liegt vom 6. bis einschl, 14. ds. Mts . auf dem Rathause
Zimmer 7 zur Einsicht offen.

Einsprachen gegen die Richtigkeit dieser Liste sind
innerhalb der angegebenen Frist bei dem Unterzeichneten
schriftlich einzureichen oder zu Protokoll zu erklären.

; Bekanntmachung.
Bei der Bekleidungsstelle des Landkreises Wiesbaden

befindet sich ein größerer Posten instandgesesetzter Militär¬
stiefel. sowie Kriegsschuhe mit Lederschäften und Holzsohlen.

Die Schuhe sind für die landwirtschaftlicheund minder¬
bemittelte Bevölkerung bestimmt.

Der Preis stellt sich für Militärstiefel auf 18—22 Mk,
für Kriegsschuhe, nur in den Größen 40—47 vorrätig auf
4 Mk das Paar.

Betr. Erntestricke.
Erntestricke zum Preise von Mk. 6.50 pro hundert St.

werden im Rathause Zimmer Nr. 1 abgegeben.
'Schi erst ein,  den 5. August ISIS.

Der Bürgermeister: Schmidt.k.

Betr. Hausschlachtungen.
Anmeldung von Schlachtvieh zur Selbstversorgung.

Sämtliche bereits eingestellten und im kommenden
Herbst zur Hausschlachtung bestimmten Schweine, Rinder
und Schafe, sowie die noch künftig zu diesem Zwecke ein-
zustellenden Tiere sind bei dem Kreisausschuß in Wiesbaden,
Lessingstroße 16, schriftlich anzumelden. Hierbei ist anzu¬
geben:

Der Vorbesitzer des Schlachttieres und, falls das Tier
nicht in der eigenen Hofreite gehalten wird, auch die
Liegenschaft, in der dasselbe untergebracht ist. Der An¬
zeigende erhält eine Bescheinigung über erfolgte Anmeldung.
Diese Bescheinigung ist sorgfältig aufzubewahren. Der auf
der Rückseite derselben befindliche Antrag auf Genehmigung
ist vor der Schlachtung einzureichen. Für nicht ordnungs¬
mäßig angemeldete Tiere wird keine Schlachterlaubnis erteilt.

Die allgemeine Anmeldung zur Viehzählung befreit
nicht von der vorstehenden Meldeverpflichtung der zur
Hausschlachtung bestimmten Tiere.

Die Anmeldungen müssen bis spätestens am 30.
September 1818 erfolgt sein.

Vordrucke zu den Anmeldungen sind bei den Magist.
raten und Gemeindevorständen zu haben.

Hinsichtlich der Hausschlachtung von Kälbern bedarf
es der Voranmeldung nicht.

Wiesbaden, 24. Juli 1919.

Der Vorsitzende des Kreisausschusses:
S chl i t t.

Anmeldeformulare sind auf Zimmer 1 des Rathauses
zu haben.

1 gut gearbeitetes, schönes

Speisezimmer
in schwer Eiche mit reicher Holz¬
bildhauerei, modern gebeizt, 2 m
groß, Büfett, pass. Kredenz, Stand¬
uhr, Ausziehtisch, 6 massiven
Stühlen mit bestem Bezug,
komplett , billig zu verkaufen.

Heinr. Lenz, Mainz, Leibnizstr.

6g.Mahr
Mainz

Umbach 4. Tel. 1255
Kinder-Wagen
Leiter-Wagen
Rohr-Sessel

Korbwaren aller Art
Graue Körbe für Versand

Reparaturen
Leiterw.-Ersatzräder

A

»Veado“
die beste brasilianische

Zigarette
garantiert reiner Naturtabak,
ungebleicht — unparfümiert.

|Für den deutschen Kenner!]

i

kost.

SchlnfziMer
zu billigsten Preisen.

KoWlellc Küche»
billigst in reicher Auswahl,Vertiko,
Auszugtische, Küchen- und Kleider¬
schränke, Patentmatratzen,
Roßhaar , Seegras - u. Kavok»
matratzen in bester Verarbeitung
zu billigsten Preisen.

Karl Becker» Mainz,
Schreinerei, Mittl. Bleiche 30.

Waschkommode, Kleider¬
schränke, vollständige Betten,
Tische, Stühle , Etageren,
Garten -Möbel , Polster -Gar¬
nitur , Sopha u. 2 Sessel,
Küchenschrank u. nersch. un¬
genannt.

Ludwig Weis
Mainz , Klarastraße tl.

I
Grande Manufactura de Fumos„Veado“ a Rio de Janeiro

grösste Zigarettenfabrik Amerikas.
General -Vertretung und Lager für die Kreise Mainz, Binnen, Alzeyk
Gr.-Gerau, Wiesbaden und Höchst:Arthur Voigt , Mainz , FiachsmarktstraS

Musterversand findet nicht statt. W

mon
oh

dezo

SAchimer
eichen u. nußbaum lackiert,
preiswert zu verkaufen.

Karl Fischer,
Schreinermeister,

Wiesbaden,
15 Kelenenstraße 15.

AnsgeMMe
a  Ham

kauft stets
Friseur Leistler

Wiesbaden, Steingasse II.

lk-

Kafleeröster , Gaslampen,
Brenner , Zyl ., Glühkörper,
Gaskocher, Gas -, Brat - und
Backhauben, Badewannen,
Badeöfen , Zapfhähne und
Gartenschlänche z« verkaufen.
Krause , Wiesbaden , Wellritz-
stratze 111.

Amerik. Milch-Schokolade
^-Pfund -Tafel (engl .) Jl.  7 .50

Amerik. Speise-Schokolade
^ -Pfund -Tafel (engl .) JL  7 .—
„Marquis“-Schokoiade

1 Pfund JL  17 .—

Franzos. Schokolade
^-Pfund -Tafel JL  6 —

Gar. reiner KaLao
pa . Qualität , 1 Pfund Jl.  11 .—-

ff. enpl. Keks
Paket JL.  1 .75 und —.80

Wiederverkäufer Sonderpreise.

PariF n,Ä
Schokoladenhaus vflll 1 •

Wiesbaden,
Langgasse 8 Bahnhofstr . 4 Moritzstr.

6550//

. &
oonD
Stande
möglich

D
könnlei
großer
In Bin
Lein wo

A
bis zui
' A

Freier Verkauf von

Sahl-ii.Meleber
in jedem Quantum

(Ausschnitt)

Schahmcher-AMel, Mpgc , Schafte».
Johann I . Drodten,

Wiesbaden , Manritinsstr . S.

Hoher Posten
SahnadlnftschlSiiche

eingetroffen, prima Auslands
wäre, per Stück 48 Mark.
Lausmäntel in Wulst und
Draht. Alle Größen am
Lager. H. Reiß , Biebrich,

Kaiserstraße 48.

Wiesbadener Weiß
Prima Malerleim (weiß)

empfehlen Angust Rörig & Cie . Wiesbaden.
Farben-, Lack- und Kittfabrik, Markrstraße 6.

Aus echten Haaren:
Slirii-Neze1»»HMennetze 101

38
Stück 1.60, 3 St . 4.50 Jl. Stück 1.75, 3 St . 4.90 JL.

Wiederverkäufer hohen Rabatt
Damenfriseur Leistler, Wiesbaden

Steingasse 11.

Verkaufe im Aufträge
mehrere wollene Pferde¬
decken, sowie Belikulten im
Preise von 25—35 Mark.
Schicken schwarzen Mädchen-
hul 20 Mark . Ein Paar
getragene Arbeiterschnür,
schuhe 42—43, 15 Mark.

Da eldst wird Zucker gegen
farbige Beilwäsche u. Gar-
dinen angenommen.
Biebricherstr. 31, l. Elage.

Damen - und
Kinderkleider

neu und zum Nmarbeiten
nimmt an
Frau Zehn, Biebricherstr. 3,1.

20000/2 Rhk!Bord.-A. 100002
6551/A

4000 Schnapsliter
40000 neue Wen
10000 umgearb
Viertelstückfaß, eine
Hekto- u. kleinere
zu verkaufen.

Acker, Wiesbadc
Wellritzstraßel

_Telephon "

Ia MW
zu haben, das St. z
Warengeschäft!
Ecke Wilhelm-M

Gebrauchier, grKleibers-
zu kaufen gesucht

Offerte an die«
stelle.

Di
6. I . 9
nußer1

Bl
a) ein

nicht
b) die

Kon
Vers
fran

Di
den A
lranspo

Di
lß weil
die vo
unterd
mit den

Laufend
Tabak , Zigarre«

Zigarette»
empfiehlt

Warengeschäft
Ecke Wilhelm-, »- ,JI

M

Xe. Arr

Im August bin ich von Biebrich
abwesend. Meine Vertretung über¬
nimmt Herr Zahnarzt Rasche,
Wiesbaden,Kirchgasse 43. Telefon 3663.

Zahnarzt Hülsemann,
Biebricha. Rhein.

Atelier für nod. Photogral
J\  P . Stritt« , Biebrich,

bet im
deren <

Armeen

ler.i

Ar.
r. 2. is

3
Moderne Photos, Photoskizzen, Grupp1

Heimaufnahmen , Vergrösserungen nach jedem

Reisepassbilder in sofortiger Ausfiihrunsj
Aufnahme bei jeder Witterung , bis abends m

Sonntags von vorm . 10 bis nachm . Ul»

T.

Das Ideal jeder Hausfrau

Unentbehrlich lür jeden Haushalt! beste Qualität, Dutzend 75 Pfg.

aus Gu &eisen , fein lackiert mit
Holzgitter

Inhalt : 4 L. 6 L. 12 L. 20 L
Mark 42.— 75.— 95.— T2Ö.—

Küchen-fiff^
Mainz,
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